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Macri in Kirchner-Land
Präsident besucht Provinz Santa Cruz
Komplizierte Beziehung: Macri und Gouverneurin Alicia Kirchner. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/jea) - Präsident Mauricio Macri reiste letzte Woche direkt von Bariloche, wo er seinen Ferien verbrachte, nach Santa Cruz, wo er sich zunächst beim Wasserkraftwerk Condor Cliff, dessen Bau schon begonnen hat, eine Viertelstunde allein mit der Gouverneurin der Provinz Santa Cruz, Alicia Kirchner, unterhielt. Es ist das erste Mal, dass ein Gespräche zwischen beiden stattfindet. Das Kraftwerk war unter der vorangehenden Regierung in Néstor Kirchner umbenannt worden, erhielt aber dann unter Macri wieder den ursprünglichen Namen. Das andere Wasserkraftwerk am gleichen Fluss heißt jetzt wieder Barrancosa und nicht Jorge Cepernic (ein ehemaliger peronistischer Gouverneur), wie es die Kirchners getauft hatten. Die Gouverneurin schenkte Macri eine Kiste mit Kirschen, die in der Andengegend erzeugt werden, und eine andere mit Guanacofleisch.
Die Provinz Santa Cruz hat seit Jahren eine komplizierte finanzielle Lage, weil sie viel zu viele Angestellte in ihrer Verwaltung und viel Mittel vergeudet hat. Alicia Kirchner konnte kaum die Gehälter bezahlen, hat sie nur mäßig erhöht, musste einen Lehrerstreik hinnehmen und kann sich auf den Straßen nicht zeigen, ohne zumindest verbalen Attacken ausgeliefert zu sein. Ohne Hilfe des Bundesstaates kommt sie nicht aus. Und das zwingt sie, zumindest formell zivilisierte Beziehungen mit Macri zu unterhalten.
Die Provinz verfügt außer den normalen Einnahmen aller Provinzen über hohe Erdöl- und Gasgebühren, Bergbaugebühren (an erster Stelle von einem großen Goldbergwerk), und Fischereigebühren. Es sollten somit keine finanziellen Probleme bestehen. Seinerzeit hat Néstor Kirchner als Gouverneur einen Betrag von 654 Millionen Dollar in die eigene Tasche gesteckt, den die Provinz wegen geschuldeten Erdölgebühren erhielt. Dieser Fall ist unter den Teppich gekehrt worden, was unverständlich ist, nachdem sogar der damalige Vizegouverneur Eduardo Arnold es bestätigt hat.
Alicia Kirchner erklärte nach der Besprechung, die Energiesouveranität sei der Schlüssel. Macri antwortete mit Ironie, dass er mit ihr einverstanden sei, dass die Verfügung über Energie ein zentrales Thema sei, und erinnerte daran, dass seine Regierung von einer abnehmenden Energieversorgung während der Kirchner-Regierungen ausging und deshalb der Energie Priorität einräumen musste.
Der Präsident besuchte anschließend die Provinzen Tierra del Fuego und Chubut, wo er mit dem (peronistischen) Gouverneur besonders das Fischereiproblem besprach. Ob er in Feuerland über das absurde Förderungssystem für die Industrie sprach, das die Staatskasse schwer belastet, wurde nicht bekannt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Milagro Sala verurteilt
Die Sozialaktivistin aus Jujuy, Milagro Sala, wurde nach mehreren Jahren Prozess zu 13 Jahren Haft wegen der Unterschlagung von 60 Millionen Pesos (zum damaligen Kurs etwa 10 Millionen Dollar) verurteilt. Ihre Organisaton Tupac Amarú hatte unter der Regierung von Cristina Kirchner einen hohen Betrag von der Bundesregierung erhalten, mit dem sie Sozialwohnungen bauen und zuteilen sollte. Nachdem viel weniger Wohnungen als geplant gebaut wurden und viele nur halbfertig waren, wurde eine Untersuchung eingeleitet, bei der sich dieser Fehlbetrag ergab. Abgesehen davon wurden die Wohnungen nicht notariell zugeteilt, wobei die Begünstigten sich dann an den Aufmärschen von Frau Sala beteiligen mussten, da sie die Wohnung sonst verloren. Beiläufig wurden auch andere verurteilt, die an diesen krummen Geschäften beteiligt waren. Und gegen Milagro Sala laufen sonst noch mehrere Prozesse, davon einer wegen Körperverletzung und ein anderer wegen des gewaltsamen Vorgehens gegen Gouvernuer Gerardo Morales. Abgesehen davon, dass Milagro Sala Geld gestohlen hat, ist das ganze Konzept der Übertragung des sozialen Wohnungsbaus auf Gruppen von Aktivisten heller Wahnsinn. Sozialwohnungen müssen vom zuständigen Regierungsamt geplant und ausgeschrieben, dann von einer soliden Baufirma durchgeführt und vom staatlichen Amt kontrolliert werden. Die Einschaltung von sozialen Organisationen, wie in diesem Fall Tupac Amarú, und in einem anderen die Madres de Plaza de Mayo von Hebe Bonafini, mit dem Programm “Sueños compartidos”, bei dem auch Geld entwendet wurde, stellen rein verwaltungsmäßig eine Unregelmäßigkeit dar, die legal auf schwachen Füssen steht. Auch wenn die Wohnungen gebaut worden wären, hatte die Einschaltung dieser sozialen Organisationen eine Verteuerung bedeutet. Es dürfte für Cristina Kirchner und ihren Minister Julio de Vido schwer sein, diese Vergeudung öffentlicher Mittel zu rechtfertigen, bei der die vielen Familien geschädigt wurden, die die Wohnungen nicht erhielten, die sie bei korrektem Einsatz dieser Mittel erhalten hätten. Hier wurde die Sozialpolitik der reinen Parteipolitik und der Korruption geopfert.
Wie ein Spion
Fracking ist ein gewaltiges Umweltproblem. Die Methode der Eröl- bzw. Erdgasgewinnung in schwierigen Lagerstätten hinterlässt toxische Rückstände. Das argentinische Abbaugebiet „Vaca muerta“ ist deswegen ins Blickfeld der Umweltorganisation Greenpeace geraten. Der deutsche Fotojournalist Stefan Borghardt wollte dies dokumentieren und ist ins Visier argentinischer Behörden geraten. Der 28-jährige Student wurde am 7. Januar in der patagonischen Provinz Neuquén verhaftet. Laut Polizeiangaben hatte Borghard unbefugt das Gelände des Unternehmens Treater Neuquén S.A. betreten und wurde von Sicherheitspersonal der Firma der Polizei übergeben. Über den Vorfall berichteten mehrere Fernsehsender, Zeitungen und Internetseiten wie CNN Español, Deutsche Welle, Perfil und Página/12. Laut Borghardt nahm ihm die Polizei seine Fotoausrüstung ab und misshandelte ihn. Seinen Aussagen nach kam es zu körperlichen Übergriffen und verbalen Beleidigungen. Der Student aus Gütersloh, der in Buenos Aires ein Auslandssemester absolviert, wurde laut Medienberichten nach wenigen Stunden wieder freigelassen. Inzwischen bekam er auch seine beschlagnahmte Fotoausrüstung zurück. Am 10. Januar stellte er wegen der Übergriffe Strafanzeige. In Neuquén protestierten Journalistenkollegen gemeinsam mit dem Deutschen gegen die behördliche Behinderung seiner Arbeit. Vorerst hat die Sache ein glimpfliches Ende. Vergangenen Freitag postete Borghardt auf seiner Facebook-Seite: „Mir geht es gut, und heute morgen habe ich meine Kameras zurückbekommen. Die Fotos scheinen alle noch da zu sein. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich bei allen Leuten zu bedanken, die mich unterstützt haben und diese große Aufmerksamkeit möglich gemacht haben.“ Der Vorfall wird inzwischen von den Sicherheitsbehörden der Provinz Neuquén untersucht. Die deutsche Botschaft ist informiert. (AT/jea/kim)
Meinung
Der Mittelstand
Von Juan E. Alemann
Argentinien ist grundsätzlich eine Mittelstandsgesellschaft. Das bedeutet nicht unbedingt, dass die Zahl der Menschen, die einkommensbezogen in den Mittelstand eingestuft werden können, die Mehrheit bilden. Aber sie sind entscheidend als Träger der Wirtschaft, sowohl als Unternehmer, wie als bessergestellte Angestellte von Unternehmen, als viele Staatsangestellte (besonders in der Justiz), wie auch als Konsumenten. Dauerhafte Konsumgüter und viele Dienstleistungen werden vorwiegend vom Mittelstand bezogen. Der Mittelstand ist auch politisch meinungsbildend, weil die Menschen dieser Gruppe sich mehr für Politik und Kultur interessieren, auch fast alle Akademiker einschließen, und in diesem Sinn sichtbar auftreten.
Die Regierungskoalition Cambiemos spricht vornehmlich den Mittelstand an, der Peronismus und die kommunistischen Gruppen hingegen die Proletarier, die jedoch zum Teil auch vom Mittelstand beeinflusst werden und dessen Wertvorstellungen unterschwellig teilen. Der Mittelstand ist von der gegenwärtigen Krise, und besonders von den Tariferhöhungen, viel stärker betroffen als die ärmere Bevölkerung. Viele Familien können ihre normalen Ausgaben infolge der Tariferhöhungen nicht decken. Umso mehr als noch Gemeinkosten bei Eigentumswohnungen, höhere Steuern u.a. Ausgaben hinzukommen, die nicht verringert werden können. Ebenfalls betrifft der abrupte Rückgang der Hypothekarkredite für Eigenwohnung nur den Mittelstand. Und vielen mittelständischen Kleinunternehmern geht es besonders schlecht, wobei viele geschlossen haben.
Mitglieder der radikalen Bürgerunion (UCR), die auch zu Cambiemos gehört, machen sich Sorgen über diese Entwicklung. Denn diese Partei hat tiefe Wurzeln im Mittelstand, der Ende des 19. Jahrhunderts entstand, als Folge des bedeutenden wirtschaftlichen Wachstums, das ab 1880 eingetreten war. Dieser Mittelstand beanspruchte damals eine politische Machtposition, die er schließlich mit Hipólito Yrigoyen als Präsident im Jahr 1916 erreichte. Wenn der untere Mittelstand jetzt durch die Regierungspolitik proletarisiert wird, dann fühlen sich viele Mitglieder dieser sozialen Gruppe eher vom Peronismus angesprochen, der ohnehin heute auch mehr Mittelstand einschließt als in seinen Ursprüngen als Arbeiterpartei.
Wenn diese politische Konstellation von der Regierung zur Kenntnis genommen wird, dann muss sie das Konzept ihrer Sozialpolitik verfeinern und bestimmte Themen aufnehmen, denen bisher geringere Bedeutung eingeräumt wird, wie z.B. die Beschäftigung von Jugendlichen, die ihr Studium abgeschlossen haben oder sonst einfach für bessere Arbeitsplätze qualifiziert sind. Ebenfalls muss dann eine Lösung für das Mietenproblem und das der Wohnungskredite gefunden werden. Für den Mittelstand ist die Qualität der öffentlichen Erziehung und der staatlichen Hospitäler von großer Bedeutung. Private Erziehung und private Gesundheitsdienste werden in Argentinien von viel mehr Menschen beansprucht als in anderen Ländern, eben weil der staatliche Dienst mangelhaft ist, und das belastet besonders den Mittelstand, für den dies ein großes finanzielles Opfer darstellt, das jetzt in vielen Fällen untragbar wird. Eine gute Mittelstandspolitik ist noch viel umfassender und nicht einfach zu gestalten, eben weil sie viele Einzelaspekte umfasst. Aber die Regierung muss sich dessen bewusst sein, Lösungen ausarbeiten und das Thema auch erklären, was kaum getan wird, auch nicht bei schon vorhandenen Erfolgen auf diesem Gebiet.
Meinung
Im Blickfeld: Unter Zeitdruck
Von Stefan Kuhn
Eigentlich muss man sie bewundern, die Briten und ihre Premierministerin. Theresa May erleidet im Unterhaus eine historische Niederlage - der von ihr mit der EU ausgehandelte Brexit-Vertrag wurde von mehr als zwei Dritteln der Abgeordneten abgelehnt - und die Regierungschefin macht weiter. In anderen Ländern treten Regierungsverantwortliche schon wegen Petitessen zurück und bleiben nicht im Amt, wenn ihre Politik auf ganzer Linie scheitert. Theresa May scheint eine Mission zu haben, sie will das Vereinigte Königreich aus der EU führen, und sie will das nicht ohne Vertrag tun. Vielleicht weiß sie aber auch gar nicht, was sie wirklich will.
Dass May noch im Amt ist, liegt nicht nur an ihr selbst. Kurz nach ihrer Niederlage bei der Abstimmung über den Austrittsvertrag überstand sie ein von der oppositionellen Labour-Partei initiiertes Misstrauensvotum. Ihre Gegner in der Konservativen Partei standen fast geschlossen hinter ihr, ebenso die protestantische nordirische DUP, die Mays Minderheitsregierung stützt. Das liegt wohl nur daran, dass die Konservativen Neuwahlen mehr fürchten als den ungeordneten Brexit, zu dem es am 29. März kommen wird, sollte es keinen Austrittsvertrag mit der EU geben.
Diesen radikalen Bruch, der den Handel und Verkehr mit dem Vereinigten Königreich auf einen Schlag beenden würde, will fast niemand. Er wird allerdings immer wahrscheinlicher. Fast zwei Jahre hatte es gedauert bis sich die EU und die britische Regierung auf einen Austrittsvertrag geeinigt haben. Kaum jemand kann sich vorstellen, dass in 70 Tagen eine für die Briten mehrheitsfähige Kompromisslösung gefunden wird. Die EU will an dem verhandelten Vertrag festhalten, und es ist wenig wahrscheinlich, dass kleine kosmetische Änderungen zu einer Mehrheit im britischen Parlament führen. Dafür war die Niederlage zu deutlich.
Mays einzige Chance wäre, auf die Opposition zuzugehen, doch der Labour-Chef Jeremy Corbyn verweigert sich bisher Gesprächen mit der Regierungschefin. Er will, dass May die Option eines ungeordneten Brexits ausschließt. Diesen braucht die Premierministerin aber als Druckmittel, um die eigenen Reihen zusammenzuhalten. Natürlich auch gegenüber Corbyn, denn je mehr Zeit verstreicht, desto näher rückt der Termin, an dem das passieren wird, was der Labour-Chef auf keinen Fall will.
Die anderen Optionen sind relativ unwahrscheinlich. Die EU könnte den Briten etwas mehr Zeit geben, aber in dieser Hinsicht gibt es ein gewaltiges Problem. Vom 23.-26. Mai finden die Wahlen zum Europäischen Parlament statt, und die Vorstellung, dass erneut britische Abgeordnete in die EU-Volksvertretung einziehen und über die künftige EU-Kommission mitentscheiden, ist recht befremdlich. Das bezieht auch die Briten selbst mit ein. Sie müssten eine Wahl für eine Organisation durchführen, die sie verlassen wollen. Relativ unwahrscheinlich ist auch, dass London sein Austrittsgesuch zurückzieht. Dieses Recht hat der Europäische Gerichtshof dem Vereinigten Königreich zugestanden. Dennoch wäre dieses Szenario wohl das vernünftigste. Es würde den größtmöglichen Zeitgewinn bedeuten.
„Bitte, bitte, bitte, sagt uns endlich, was ihr erreichen wollt.“ Die flehende Bitte von Manfred Weber (CSU), dem Spitzenkandidaten der Europäischen Volkspartei für die Europawahlen, trifft den Nagel auf den Kopf. Natürlich weiß jeder, was die Briten wollen. Freien Zugang zum EU-Markt und keine Verpflichtungen - alle Vorteile eines großen Binnenmarktes, ohne dessen Regeln zu übernehmen. Das wäre in Großbritannien sicher mehrheitsfähig, in der Rest-EU dagegen weniger. Aber Weber hat Recht. Die Briten müssen sich erst darüber einigen, wie sie sich ihre künftigen Beziehungen zur EU vorstellen. Dafür brauchen sie mehr Zeit, und die kann man mit einem Rückzug des Austrittsgesuchs gewinnen. Aufgeschoben ist in diesem Fall nicht aufgehoben, die britische Regierung könnte den Austritt zu einem späteren Zeitpunkt erneut beantragen und hätte dann wieder zwei Jahre Zeit, die Trennung auszuhandeln.
Einfach ist das nicht. Vor allem nicht, weil das dringendste Problem der britischen Politik kein parteipolitisches ist. Für diese Option ist eine Zustimmung des Unterhauses nötig. In der Konservativen Partei gibt es Brexit-Gegner und Brexit-Befürworter, die sich wiederum in Grüppchen spalten. Manche wollen den ungeordneten Brexit, manche sind auf May-Linie und andere wollen im Binnenmarkt und der Zollunion bleiben. Bei der Labour-Opposition wollen viele in der EU bleiben, andere zumindest im Binnenmarkt und der Zollunion. Die Liberalen und die schottischen Nationalisten lehnen den Brexit ab. Sie spekulieren auf ein neues Referendum.
Eine neue, recht unwahrscheinliche Abstimmung über den Verbleib in der EU wäre jedoch noch schlimmer als ein ungeordneter Brexit. Eine Mehrheit der Brexit-Gegner ist zwar denkbar, sollte sie zustande kommen, wäre sie aber äußerst knapp. Mit den beiden Referenden als Bürde, wäre das Vereinigte Königreich ein noch unbequemeres EU-Mitglied als bisher. Darauf kann die EU verzichten.
Großbritannien ist eine repräsentative Demokratie. Die Legislative sollte sich nicht von einem unter dubiosen Umständen zustande gekommenen Volksentscheid treiben lassen. Deshalb wäre ein neues Referendum in zwei oder drei Jahren nicht die schlechteste Lösung. Dann sollten sich die Briten entscheiden, ob sie eine brutale Trennung von der EU, Mays Scheidungsvertrag, einen Verbleib in Binnenmarkt und Zollunion oder in der Union wollen, und nicht wieder über drinnen oder draußen entscheiden. Dafür braucht man allerdings Zeit, und die verrinnt.
Meinung
Randglossen
Sicherheitsministerin Patricia Bullrich war bei der Bekämpfung des Rauschgifthandels sehr erfolgreich, mit Beschlagnahme von vielen Tonnen von Kokain und Marihuana, wie nie zuvor, Verhaftung von Händlern und Zerschlagung vieler Verbreitungsorganisationen. Die Daten des Sedronar, das Amt, das sich mit dem Thema befasst, ergeben, dass der Drogenkonsum sich zwar unter den Kirchner-Regierungen etwa vervierfacht, aber auch unter der Macri-Regierung weiter zugenommen hat. Der Journalist Jorge Liotti führt dies in einem Artikel in der Zeitung “La Nación” (13.1.19) darauf zurück, dass der Anbau von Kokain in Kolumbien explosiv zugenommen hat, von 69.000 Hektar 2014 auf 171.000 Hektar 2017. Das sei eine nicht gewollte Folge des Friedens mit den FARC-Terroristen, dank dem der Anbau jetzt ungestört vollzogen wird. Die Macri-Regierung muss sich intensiver mit der Grenzkontrolle im Norden befassen, und u.a. den angekündigten Einsatz der Streitkräfte effektiv vollziehen.
Eines muss man den Briten lassen: Sie sind gelassen. Der Tag, an dem sie brutal vom Kontinent abgetrennt werden rückt immer näher, und es gibt keine Massendemonstrationen. Man hat schon schlimmere Zeiten durchgemacht, im Kampf gegen Hitler-Deutschland „Blut, Schweiß und Tränen“ vergossen und überlebt. Dennoch trifft man Vorkehrungen für den D-Day. Eine Firma in Leeds hat Erfolg beim Verkauf mit Brexit-Boxes, mit denen man die Zeit nach dem finalen Trennungstag gut einen Monat lang überstehen kann. Manche horten den typischen Brotaufstrich „Marmite“, andere Medikamente. Ansonsten sind die Briten gelassen. Das muss man ihnen lassen.
Natürlich hat der Mann Recht. Hanf ist eine jahrtausendealte Kulturpflanze, die man vielseitig verwenden kann. Klar, man kann das Zeug in Form von Marihuana oder Haschisch auch rauchen, aber es ist zudem Rohstoff für Seile, in der Textilindustrie und als Dämmmaterial in der Bauwirtschaft von Bedeutung. Warum der „gemäßigt“ islamistische türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan derzeit eine Hanfanbaukampagne startet, ist dennoch unergründlich. Stricke für die Hinrichtung seiner Gegner braucht er wohl kaum. Es sind wohl wirtschaftliche Gründe, die man mit Textilien und Baumaterial kaum in Verbindung bringen kann. Demnächst wird er wohl den Hopfen- und Mohnblumenanbau forcieren.
Wirtschaft
Argentinische Woche bei Galeria Kaufhof
Galeria Kaufhof, die renommierteste Handelskette Deutschlands, berichtete über die vorläufigen Ergebnisse der erfolgreichen Verkaufsaktion „Argentinische Wochen“, die im Oktober 2018 in den wichtigsten Städten Deutschlands stattfand. Die Handelskette teilte auch mit, dass sie daran interessiert sei, einen Teil der argentinischen Produkte in die festen Verkaufsangebote der „internationalen Produkte“ zu übernehmen.
Martin Gümmer, Einkaufsleiter am Hauptsitz von Galeria Kaufhof in Köln, informierte, dass zu den Produkten in den Verkaufsregalen auch „Alfajores mixtos Havanna“ (gefülltes Waffelgebäck), süße Blätterteigplätzchen „Hojalmar“ und „Bon o Bon“-Pralinen hinzukommen würden. Neben diesen Neuheiten aus dem Bereich Bäckerei und Konditorei umfasst das Sortiment auch 30 Marken verschiedener feiner argentinischer Weine, Frischfleisch und je nach Saison auch frisches Obst und Fisch aus unserem Land.
Die kürzlich mit der Warenhauskette Karstadt fusionierte Kaufhofgesellschaft verfügt über 243 Filialen in ganz Europa und erzielt einen Jahresumsatz von über E 5 Mrd.
Die “Argentinischen Wochen” mit Verkostungen argentinischer Produkte, begleitet von Musikshows und Tangoveranstaltungen in 17 “Galeria Kaufhof”-Filialen in ganz Deutschland, waren eine starke Handelsförderungsaktion, die von der Argentinischen Agentur für Investitionen und Internationalen Handel (AAICI) organisiert und von der Botschaft der Argentinischen Republik in Deutschland unterstützt wurde, mit dem Ziel, traditionelle Produkte unseres Landes in Europas führender Wirtschaft zu positionieren.
Diese koordinierte Aktion, die in den wichtigsten deutschen Städten Berlin, München, Hannover, Hamburg und Frankfurt stattfand, machte es möglich, dass mehr als 50 Produkte von rund 100 renommierten argentinischen Marken für den deutschen Verbraucher zugänglich waren, darunter Arcor, Cuyén, Havanna, San Ignacio und Taragüí; unter den Weingütern sind Rutini, Salentein und Trapiche hervorzuheben.
Wirtschaft
Inflation: 2,6% im Dezember und 47,6% 2018
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC, Instituto Nacional de Estadística y Censos) weist für Dezember 2018 eine Zunahme von 2,6% aus, womit das ganze Jahr auf 47,6% gelangt. Beide Zahlen entsprechen den Erwartungen, die Ökonomen vorher geäußert hatten. Bis Mai lagen die Zunahmen um die 2% monatlich, und dann stiegen sie als Folge der Abwertungssprünge bis auf 6,5% im September und 5,4% im Oktober. Danach ging die Inflation wieder zurück. Die hohe Inflation von 2018 ist somit vorwiegend durch den Abwertungssprung von leicht über 100% bedingt, der zu einer Änderung der relativen Preise geführt hat. Aber auch Tariferhöhungen bei öffentlichen Diensten hatten eine direkte Wirkung auf den Preisindex.
Im Einzelnen waren die Zunahmen wie folgt:
Im Dezember gab es auch einzelne saisonale Veränderungen. So stiegen Äpfel um 8,6% und Tomaten um 6,6%, während Kopfsalat um 7,6%, Zwiebeln um 14,1% und Kartoffeln um 18,1% abnahmen.
Die jährliche Zunahme ist wesentlich höher als in den vorangehenden Jahren. Nach der Aufgabe der Konvertibilität (2001/02) wurden die höchsten Zunahmen 2002 (+40,9%), 2014 (+38,5%) und 2016 (+36,2%) erreicht. Allerdings hat das INDEC ab Anfang 2007 den Index mit allerlei Tricks künstlich niedrig gehalten. Private Messungen ergaben in diesen Jahren gelegentlich auch Inflationsraten von über 30% jährlich. Erst Mitte 2016 wurde die korrekte Indexberechnung wieder aufgenommen. Die Inflation wurde jedoch 2002 künstlich niedrig gehalten, weil die Tarife öffentlicher Dienste in Pesos eingefroren wurden. Unter Macri waren die Tarife im Prinzip kostendeckend, und auch sonst gab es keine Manipulation, auch nicht des Wechselkurses, der unter der Regierung von Cristina Kirchner künstlich niedrig gehalten wurde.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 38,48, gegen $ 38,49 in der Vorwoche. Der Kurs für Grossistengeschäfte, zu dem die ZB, eventuell Devisen kauft, schloss bei $ 37,50, knapp über der Interventionsgrenze, die im Laufe des Tages wie in in den vorangehenden Tagen unterschritten worden war, so dass die ZB Dollar kaufen musste. Am Mittwoch waren es u$s 30 Mrd., so dass die ZB insgesamt bisher u$s 150 Mio gekauft hat. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 66,16 Mrd., gegen u$s 65,94 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.11.19 bei $ 50,82, was einen Jahreszinssatz von 42,53% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 0,83% und lag somit um 12,40% über Ende Dezember 2018.
***
Die argentinischen Staatstiel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend robuste Zunahmen auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,25%; Argentina 2021: +2,18%; Argentina 2026: +4,14%; Argentina 2046: +1,53%; Bonar 2024: +2,34%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudd) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 817,11 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 821,29) und bei 24 Karat zu $ 1.476,12 ($ 1.484,61).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 14.01.19 um 30,72%. Doch in den letzten 30 Tagen nahm sie um 3,89% ab, was die restriktive Geldpolitik der ZB zum Ausdruck bringt. Das monetäre Aggreggat M2 (Bankonoten im Umlauf plus Giro-und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um13,79% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen stiegen in 12 Monaten zum 14.01.19 um 47,12% auf $ 2,88 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 14,48% auf 1,61 Bio. zu. Die Erhöhung der Mindestreserven der Banken hat den Kredit stark eingeschränkt. Die Dollardepositen stiegen um 12,54% auf u$s 33,98 Mrd., und die Dollarkredite um 3,32% auf u$s 15,78 Mrd.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im Dezember 2019 laut Daten von CAMMESA, die den Grossistenmarkt für Strom betreibt, um ca. 10% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Das ist auf die Rezession und die niedrigeren Temperaturen zurückzuführen. Im Dezember 2018 betrug die Durchschnittstemperataur 22,4º, gegen 24,7º im Dezember 2017 und 23,1º als langfristiger Durchschnitt. Im ganzen Jahr 2018 lag der Konsum um 0,2% über dem Vorjahr. Im Dezember sank der Konsum im Gebiet von Edesur um 12,5% und in dem von Edenor um 12,5%, während er in Patagonien zunahm. 43% des Konsums entfällt auf Haushalte, 30% auf Handel und 27% auf Industrie. Am stärksten ging der Konsum bei Haushalten zurück.
***
Der Verkauf von Maschinen für die Landwirtschaft hat sich 2018 gegenüber dem Vorjahr praktisch halbiert, teilt die Kammer der Branche (CAFMA) mit. Das wird auf die Dürre des Sommers 2017/18 zurückgeführt. Für dieses Jahr wird als Folge einer Rekordernte mit einer bedeutenden Erholung des Umsatzes gerechnet.
***
Der Export verschiedener regionaler Produkte ist im November im Vergleich zum Vorjahr stark gestiegen. Die Zunahmen waren im Einzelnen wie folgt: Nüsse: +84% Bohnen (porotos): +16%; Oliven: +9%. Außerdem stieg der Export von Rindfleisch (+74%), von Trockenmilch (73%) und von Käse (+62%). Der Abwertungssprung hat sich spürbar ausgewirkt.
***
Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im Oktober 2018 gesamthaft um 2,7% unter dem Vorjahr, berichtet das INDEC. Im Einzelnen waren die Veränderungen wie folgt: Telefonie: -4,6%; Post: -10,9%; Passagiertransport: -0,9%; Strom, Gas und Wasser. +0,5%; Müllabfuhr: +4,7%; Frachtverkehr: +6,8%; Kfz, die Mautstationen überquerten: -9,7%.
***
Im November betrug die Auslastung der Kapazität der Industrie 63,3%, 5,1 Prozentpunkte unter dem Vorjahr, berichtet ds INDEC.
***
14,21 Mio. Personen reisten 2018 im Inland per Flugzeug, gegen 6,46 Mio. 2011 und 4,66 Mio. 2003. Davon entfielen 62% auf Aerolíneas Argentinas, 18% auf Latam, 13% auf Flybondi, 5% auf Andes und 2% auf Avianca. Das billige Flugangebot hat sich stark auf den Omnibusverkehr ausgewirkt. 2017 und 2018 haben schätzungsweise 35 Mio. Passagiere pro Jahr den Omnibus verwendet, gegen 52,7 Mio. 2011. Der Omnibusverkehr hat schon unter der Regierung von Cristina Kirchner stark abgenommen, auf 37,9 Mio. Personen 2015. Die internationalen Flüge erreichten 2018 ca. 15 Mio. Passagiere, gegen 11,41 Mio. 2011 und 5,90 Mio. 2003. Die Entwicklung des Luftverkehrs deutet auf eine strukturelle Änderung hin, und reimt sich nicht mit der Stagnation des BIP zusammen, die ab 2011 besteht.
***
Der Informatikexperte Mario Julio, Geschäftsfüher von Service Delivery Centar, weist in der Zeitung El Cronista (12.1.19) darauf hin, dass der Export von Software 8,3% der Gesamtexporte umfasst. Allgemein wird für 2018 mit Exporten dieser Art von ca. u$s 6 Mrd. gerechnet, mit der Aussicht, dass es 2019 sogar u$s 8 Mrd. werden. Doch dabei kommen noch Softwareexporte hinzu, die nicht gemeldet werden. Da diese Exporte über Internet erfolgen, hat die ZB keine Möglichkeit sie zu kontrollieren. Im 1. Halbjahr 2018 beschäftigten private Unternehmen, die sich mit Informatikdiensten befassen (allerdings auch für lokale Kunden) 435.000 Arbeitnehmer, 2,3% mehr als ein Jahr zuvor. Argentinische Unternehmen, an erster Stelle Globant, sind auch in den USA mit großem Erfolg tätig. Es gibt in Argentinien viel menschliches Talent für diese Tätigkeit, unverhältnismäßig mehr als in anderen lateinamerikanischen Ländern. Die Regierung arbeitet an einem Gesetzesprojekt, um diesen Bereich zu fördern.
***
Die Preise für Wohnungen, in Dollar ausgedrückt, sind in der Bundeshauptstadt in 12 Monaten um leicht über 10% zurückgewgangen, hat der Verband der Notare der Stadt berechnet.
***
Im Dezember 2018 wurden 122.866 gebrauchte Kfz. verkauft, 21,77% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Im ganzen Jahr 2018 waren es 1,77 Mio., 2,49% unter dem Vorjahr, teilt die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comercio Automotor) mit. Für jedes neue Fahrzeug wurden 2018 2,2 gebrauchte verkauft, so dass insgesamt 2,57 Mio. Personen oder Unternehmen ihr Automobil, ihre Pick up oder ihren Lastwagen erneuerten oder zum ersten Mal einen besassen.
***
Die Regierung hat per Dekret (Amtsblatt vom 16.1.19) eine Abschaffung des Monopols für den Dienst für die Abfertigung des Gepäcks, Reinigung der Flugzeuge und anderen Diensten an den Flugplätzen eingeleitet. Bisher entfielen diese Tätigkeiten auf Intercargo. Jetzt werden auch die einzelnen Flugunternehmen und Dritte für diesen Dienst zugelassen. Eine Kommission, mit Vertretern des Transportministeriums, der ORSNA (die sich mit der Regulierungder Flughäfen befasst) und der Verwaltung für zivile Luftfahrt, wird über die Genehmigung der Anträge entscheiden. Von der Maßnahme wird eine Verbilligung des Dienstes erwartet, die besonders für die neuen Fluglinien mit billigen Passagen wichtig ist.
***
Zum ersten Mal wurden sechs Lastwaen mit Einsatz von Pressgas (GNL, gas natural licuado) in Betrieb genommen. Die Motore wurden für diesen Zweck umgebaut. Abgesehen davon, dass die Transportkosten dabei sinken, nimmt auch der Ausstoss von Kohlendioxyd gegenüber Dieselöl um 30% und gegenüber Benzin um 50% ab.
***
Die Weltbank hat sich bereit erklärt, Kredite für Projekte über erneuerbare Energien mit einem Betrag von bis zu u$s 250 Mio. zu garantieren. Das bezieht sich auf Projekte, die in der zweiten Runde des Programmes RenovAR zugeteilt worden sind. Die Garantie erlaubt den Unternehmen, Bankkredite zu günstigeren Bedigungen zu erhalten.
***
Die Regierung hat per Dekret 47/2019 einen Kredit der Entwicklungsbank für Lateinamerika (ehemals Andenkörperschaft benannt) von u$s 70 Mio. angenommen, der für das regionale Strassenprogramm IV bestimmt ist. Es handelt sich um Instandsetzung und Verbesserungen bei provinziellen Straßen.
***
Die Beiträge für Pensionierung und Gesundheitsdienste des Haushaltspersonals wurden ab 1. Januar 2019 um 28% erhöht. Für 12 bis 16 Wochenstunden steigt der Betrag von $ 276,36 auf $ 308,36, und für mehr Stunden von $ 811,15 auf $ 976,75 monatlich. Diese Beiträge plus ein Teil des Lohnes können vom Arbeitgeber von der Gewinnsteuer abgezogen werden.
***
Der Geierfonds Aurelius hat den argentinischen Staat vor Gericht verklagt und dabei einen Betrag von u$s 84 Mio. gefordert, der ihm angeblich zusteht und nicht gezahlt wurde. Es handelt sich um den Wachstumscoupon für das Jahr 2013, der nicht gezahlt wurde, weil das BIP-Wachstum offiziell unter 3,2% angegeben wurde, die Grenze bei der er bezahlt werden muss. Der Kläger beruft sich dabei auf die Fälschung der offiziellen Statistik, die die Kirchners vollzogen haben. Dennoch bezieht sich diese auf den Index der Konsumentenpreise und nicht auf das Bruttoinlandsprodukt. Es ist äußerst fragwürdig, dass der Fonds mit seiner Klage weiterkommt, nachdem die BIP-Berechnung ohnehin eine sehr technische Angelegenheit ist, bei der eine bewusste Fälschung schwer nachzuweisen ist.
***
Der Binnenkonsum von Yerba Mate erricht in 11 Monaten 2018 244,1 Mio. kg., 2,2 Mio. kg. mehr als in der gleichen Periode 2017. Der Export erreichte 40,5 Mio. Kg, 44% über dem Vorjahr.
***
Die Überschwemmungen im Norden der Provinzen Santa Fe, im Chaco, und in Corrientes, in geringerem Ausmaß auch in Santiago del Estero und Formosa, umfassen 1,7 Mio. ha., , von denen 500.000 ha.ganz unter Wasser liegen. Auch in anderen Gebieten des Landes hat es mehr als normal geregnet. Dies wirkt sich auf mehrere Kulturen aus (Baumwolle, Sojabohne u.a.) bei denen die Ernten geringer sein werden, aber vornehmlich auf die Rinderwirtschaft, bei der eine hohe Sterblichkeit und auf alle Fälle ein Gewichtsverlust eintritt.
***
Das Gesetz über Förderung der Werften, vom Dezember 2017, wird jetzt effektiv in Kraft gesetzt. Präsident Macri kündigte an, dass die Importe für den Schiffbau zollfrei sein werden, und die staatliche BICE-Bank Kredite für diesen Bereich in Höhe von $ 500 Mio. bereitstellen werde.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Venezuela ereichte die Inflation im Jahr 2018 1,7 Mio Prozent, teilte die nationale Versammlung mit (die die Rolle des Parlaments einnimmt). Offizielle Zahlen gibt es nicht. Allein im Dezember 2018 betrug die Preiszunahme 141,75%.
***
Die Regierung von Mexiko hat die Schließung einiger Röhren verfügt, die für den Transport von Erdöl und Erdölprodukten eingesetzt wurden, weil hohe Diebstähle festgestellt wurden. Das Erdöl und die Produkte werden in diesen Fällen jetzt per Lastwagen transportiert, die jedoch nicht ausreichen, um die Tankstellen zu versorgen, so dass Knappheit aufkam und Schlangen vom Automobilen entstanden. Präsident Andrés Manuel Lopez Obrador sprach von einem Erdöldiebstal, der Pemex 2018 um die u$s 3 Mrd. gekostet habe. Es ist unbegreiflich, wie so etwas möglich ist.
***
Die brasilianische Regierung will mit der Reform des Pensionierugssystems, die im Februar im Parlament eingebracht werden soll, in 10 Jahren insgesamt u$s 270 Mrd. sparen, mehr als die u$s 216 Mrd., die seinerzeit Michel Temer mit dem Gesetzesprojekt sparen wollte, das im Kongress nicht durchgekommen ist. Das Projekt sieht ein höheres Pensionierungsalter und strengere Regeln für die Pensionierung von Staatsangestellten, einschließlich der Sonderregime für Professoren und Polizisten, vor. In bestimmten Fällen gehen Menschen mit nur 15 Jahren Beiträgen in Pension, erhalten aber ebensoviel wie wenn sie 30 Jahre gearbeitet hätten. Ab einem bestimmten Datum soll außerdem ein (privater?) Kapitalisierungsfonds für Personen mit höheren Beiträgen eingeführt werden.
***
Der venezolanische Präsident Nicolás Maduro hat am Montag ein “neues Währungssystem” angekündigt, das teilweise auf der Kryptowährung des Landes, dem Petro, basiert. Das neue System richte sich gegen den “kriminellen Dollar” und die “imperialistischen” Sanktionen, die die USA und ihre Verbündeten gegen Venezuela verhängt hätten, sagte Maduro, der sich trotz Protesten im In- und Ausland am vergangenen Donnerstag für eine zweite Amtszeit hatte vereidigen lassen. Zugleich ordnete er an, dass die Staatsunternehmen des Landes ab sofort 15% ihres Umsatzes in Petros abwickeln müssten. Maduro kündigte außerdem eine Anhebung des Mindestlohns um 300% an. Der Petro wurde im Februar 2018 eingeführt. Abgesichert wurde die Kryptowährung mit den riesigen Erdölreserven des südamerikanischen Landes.(dpa)
***
Uruguay hat am Dienstag Staatsbonds für u$s 1,25 Mrd. auf 12 Jahre zu 4,46% untergebracht. Die Nachfrage erreichte u$s 6 Mrd. Mit dieser Ausgabe wurde der Bedarf für Deckung der Staatspapiere, die dieses Jahr verfallen, voll gedeckt.
***
Geschäftsnachrichten
Molinos Río de la Plata
Dieses führende Lebensmittelunternehmen, das dem Konzern Perez Companc gehört, hat die Firma La Salteña gekauft, die der US-Firma General Mills gehörte, die sie vor einigen Jahre von den lokalen Besitzern gekauft hatte. La Salteña, mit Fabrik im Vorort Burzaco und einer Belegschaft von über 500 Personen, erzeugt frische Teigwaren, auch für gefüllte Teigpasteten, und andere Produkte dieser Art. Die Marke genießt hohes Ansehen. Der Preis wird erst bekanntgegeben, wenn das Geschäft vollendet ist. Molinos Río de la Plata hat in den letzten Jahren eine Expansionsstrategie eingeleitet, für die u$s 100 Mio. bestimmt wurden. Das Unternehmen hat besonders bei trockenen Teigwaren eine führende Stellung.
Pluspetrol
Dieses lokale Erdölunternehmen hat die lokalen Aktiven der kanadischen LSC Lithium Corporation für u$s 85 Mio. gekauft. Es handelt sich um eine Konzession für die Ausbeutung von Lithium in den Provinzen Salta und Jujuy. Für diesen Zweck hat Pluspetrol die Tochtergesellschaft Lithium Ressources gegründet.
Wirtschaftsübersicht
Der Devisenmarkt steht unter Angebotsdruck
Von Juan E. Alemann
In der Vorwoche hat die ZB u$s 20 Mio. auf dem Devisenmarkt gekauft, um den Wechselkurs zu halten. Es hat sich jedoch nicht um eine einmalige Erscheinung gehandelt, sondern um den Ausdruck einer neuen Lage auf dem Devisenmarkt, bei der das Angebot an Dollar die Nachfrage übersteigt. Am Montag kaufte die ZB weitere u$s 50 Mio. um den Kurs zu stützen, der unter die Interventionsgrenze gefallen war, und auch nach dem Kauf mit $ 37 pro Dollar um 50 Cents darunter blieb. Die Dollarkäufe setzten sich in den folgenden Tagen fort, aber der Kurs verblieb unter der Interventionsgrenze.
Am Montag wurden von den Leliq-Wechseln des Schatzamtes, die in Höhe von $ 193,25 Mrd. verfielen, nur $ 176 Mrd. erneuert, womit Liquidität für $ 17,25 Mrd. geschaffen wurde. Es wird angenommen, dass zumindest ein Teil davon in Dollar angelegt wird, doch das reichte offensichtlich nicht aus, um den Kurs zu halten. Der Zinssatz ging dabei auf 57,8% zurück, was immer noch absurd hoch ist. Auf alle Fälle müsste das Schatzamt die Zinsen für die Leliq-Wechsel stark senken, um Liquidität zu schaffen, mit der Dollar gekauft werden. Das wäre auf alle Fälle positiv und würde zur Normalisierung der Wirtschaft beitragen. Auch kann das Schatzamt Dollar direkt abschöpfen, durch Ausgaben von Schatzscheinen in Dollar. Die Kurspolitik besteht nicht nur in den direkten Käufen oder Verkäufen von Devisen durch die ZB, sondern auch in der Zins- und Liquiditätspolitik.
Im ersten Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds war vereinbart worden, dass der Devisenmarkt frei sein werde, ohne Intervention der ZB. Danach haben es sich die Regierungsökonomen besser überlegt, und im Zusatzabkommen wurde dann auf einen verwalteten Wechselkurs übergegangen, wie wir und viele Ökonomen es von vornherein empfohlen hatten. Denn ein völlig frei schwankender Kurs erhöht die Unsicherheit und wirkt rezessiv. Ein Land wie Argentinien, mit einem relativ geringen Umsatz auf dem Devisenmarkt, ist dabei spekulativen Käufen und Verkäufen ausgesetzt, die die Schwankungen übertreiben.
Das System, das schließlich eingeführt wurde, besteht in der Festsetzung einer oberen und unteren Grenze, innerhalb deren der Kurs frei schwankt. Steigt der Kurs über die Obergrenze, dann verpflichtet sich die ZB, einen Betrag von u$s 150 Mio. täglich zu verkaufen, und sinkt er unter die Untergrenze, muss die ZB eben soviel täglich kaufen. Zunächst bestand auf dem Markt nur die Sorge wegen der Übertretung der Obergrenze. Doch es kam umgekehrt, wie wir es an dieser Stelle vor Monaten schon als sehr wahrscheinlich gehalten hatten. Der tägliche Betrag wurde unlängst von u$s 150 auf u$s 50 Mio. verringert, was unverständlich ist. Mit diesem niedrigeren Betrag kann der Kurs nicht gehalten werden, so das das System des verwalteten Wechselkurses verfälscht wird. Die Interventionsgrenzen lagen für Januar 2019 bei $ 37,86 und $ 48,99 pro Dollar. Sie sollen im 1. Quartal monatlich um 2% erhöht werden, mit täglichen Zunahmen, die diesem Ziel entsprechen, und Ende März bei $ 39,38 und $ 50,97 liegen.
Als Gefahr, also als Faktor, der gegen diese Entwicklung wirkt, wird die Möglichkeit einer weiteren Zinserhöhung in den USA angesehen. Doch nach vier Sprüngen im Jahr 2018 scheint die Federal Reserve dieses Jahr keine Eile mehr zu haben. Präsident Trump hat ohnehin seine Missbilligung der letzten Zunahme geäußert, und wird jetzt tun, was er kann, um weitere Erhöhungen zu verhindern. Die Fed ist zwar unabhängig, aber die Meinung des Präsidenten hat Gewicht, umso mehr als er im Grunde recht hat. Der US-Bundesstaat hat eine Verschuldung von fast 100% des Bruttoinlandsproduktes, so dass jeder Prozentpunkt der Erhöhung der Zinsen der Schatzscheine (“Treasuries”) einen Prozentpunkt zum Defizit hinzufügt, was zu mehr Neuverschuldung zwingt, die immer gefährlicher wird. Dieses Phänomen betrifft nicht nur die Vereinigten Staaten, sondern die ganze Welt. In der heutigen Welt, in der die großen Staaten fast alle eine hohe Staatsverschuldung ausweisen, die in Japan, Italien und Griechenland Extreme erreicht, aber auch in Deutschland, Frankreich u.a. Ländern hoch ist, muss die Politik der niedrigen Zinsen beibehalten werden. Und wenn diese negativ sind, wie es bei Depositen bei der Europäischen Zentralbank der Fall ist, umso besser. Bei niedrigen Zinsen zahlt die schleichende Inflation schließlich die Staatsschuld. Sowohl die Fed wie die Europäische Zentralbank peilen eine Jahresinflation von 2% an, die Änderungen der relativen Preise erlaubt und mit wirtschaftlichem Wachstum vereinbar ist. In Wirklichkeit dürfte die Inflation etwas höher sein. Es bleibt jetzt zu hoffen, besonders aus argentinischer Sicht, dass sich Trump durchsetzt und die Fed die Zinsen nicht weiter erhöht.
Der Druck auf den argentinischen Devisenmarkt ist jetzt grundsätzlich nicht konjunkturell bedingt, sondern er ist strukturell. Das Devisenangebot nimmt dieses Jahr aus folgenden Gründen zu: 1. Viel höhere Exporte, als Folge der Rekordernte, hoher Rindfleischexporte, hoher Exporte von Informatik-Software (die 2019 auf u$s 8 Mrd. veranschlagt werden),und allgemein, der Wirkung eines real höheren Wechselkurses; 2. Starke Abnahme der Importe, wegen Rezession und Abwertung; 3. Starke Abnahme der Nettokapitalflucht, weil weniger Pesos für den Kauf vorhanden sind, und wegen Devisenverkäufen, um den Liquiditätsbedarf vieler Unternehmen zu decken. Das wird durch die Verringerung der Kredite gefördert, die in einem Jahr real um ca. 20% gesunken sind und jetzt nur noch 13% des BIP ausmachen. 4. Weniger Auslandsreisen und mehr Touristen, die nach Argentinien kommen, beides als Folge des Abwertungssprunges. 5, Zunehmende Auszahlungen von Krediten der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Entwicklungsbank für Lateinamerika (ehemals Andenkörperschaft benannt),und auch von Bankkrediten, die für Lieferungen von Kapitalgütern bereitgestellt werden, die jetzt wieder die politische Versicherung von Hermes, Coface u.a. Instituten erhalten. Hier besteht die konkrete Möglichkeit, noch viel mehr Kredite zu erhalten, auch von chinesischen Banken. Das hängt nur von der Regierung ab.
Bei einem Devisenmarkt mit Angebotsdruck verschwindet dann die Angst vor einem neuen Default. Dieses Jahr deckt der IWF-Kredit auf alle Fälle den Fehlbetrag, und 2020 voraussichtlich auch. Und wenn eine intelligente Zahlungsbilanzpolitik vollzogen wird (die es in den ersten Jahren der Macri-Regierung nicht gab), dann sollte es auch in den folgenden Jahren kein Problem geben. Die Rechnung, die Oppositionspolitiker und –ökonomen beim Betrag der Staatsschulden aufstellen, ist unrealistisch, einmal weil über ein Drittel der Schuld innerstaatlich ist und somit automatisch erneuert wird, und dann weil ein weiter Teil auf Krediten beruht, die langfristig amortisiert werden.
Es fehlen somit keine Devisen, um Schulden zu zahlen, die nach und nach verfallen. Aber es ist gut möglich, dass kurzfristig ein Überschuss entsteht, der für den Kauf argentinischer Staatspapiere eingesetzt werden sollte, die an der Börse von NY gehandelt werden. Dabei würde das Schatzamt einen Gewinn machen, da es diese Titel unter pari kauft. Und gleichzeitig würde der Kurs der Titel steigen und die Landesrisikorate somit abnehmen. Und das würde die internationale Finanzwelt beruhigen und zur Normalisierung beitragen.
Wirtschaftsübersicht
Zeiten des Wandels
Von Juan E. Alemann
Wir alle gehören zu den ersten Generationen der Menschheit, die in einer ganz anderen Welt sterben, als die, in der sie geboren wurden. Die Änderung ist noch lange nicht zu Ende, man erlebt sie ständig und weiß nur, dass man sich die Welt, wie sie in hundert Jahren aussehen wird, einfach nicht vorstellen kann. Die quantitativen Prognosen, bei denen bestimmte Wachstumsraten angenommen wurden, ohne die tiefen strukturellen Änderungen zu berücksichtigen, wie sie in früheren Zeiten aufgestellt wurden, haben einfach keinen Sinn mehr. Wir erleben eine tiefgreifende technologische Revolution, einen phänomenalen Klimawandel, eine Bevölkerungsexplosion und eine umfassende Änderung unseres täglichen Lebens. Wenn die Erwärmung des Planeten Erde fortschreitet, wie es Pessimisten vorwegnehmen, dann erwarten uns schlimme Zeiten.
Doch wenn es gelingt, auf saubere Energien überzugehen, sieht der Fall anders aus. Und im Extremfall, wenn die verlorene Form der Energie von Nicola Tesla wieder entdeckt wird, die in der Gewinnung von Energie durch direkte Aufnahme aus der Umgebung besteht, sieht der Fall grundsätzlich anders aus. Tesla, ein Genie, der u.a. den Wechselstrom entwickelt hat, den Edison für unmöglich hielt, hatte einen Motor entwickelt, den er in ein Automobil eingebaut hatte, der ohne Brennstoff und nur mit einer hohen Antenne funktionierte und eine hohe Geschwindigkeit erreichte. Augenzeugen haben dies bestätigt. Doch dann starb Tesla und es begann das Zeitalter des billigen Erdöls, und niemand kümmerte sich um den Fall. Ist es unmöglich, dass dies jetzt wieder entdeckt wird? Gewiss nicht. Das Wort “unmöglich” sollte in diesen Zeiten vorsichtig verwendet werden.
Hinzu kommen jetzt in Argentinien die Änderung des Verhaltens und der Konsumgewohnheiten, die durch die Krise und die Änderung der relativen Preise herbeigeführt wird. Die Menschen ernähren sich anders, kleiden sich anders, kümmern sich mehr ihre Gesundheit (wozu der Fortschritt der Medizin und der Pharmaindustrie stark beigetragen haben) und arbeiten auch anders als früher. Man könnte sich das Leben heute ohne Mobiltelefon, Fernsehen und Laptop nicht vorstellen. Und wohl auch nicht ohne Automobil und Reisen per Flugzeug.
Als erstes muss man sich dabei auf die Wohlstandmessung besinnen. Die Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes bringt diese Änderungen nur indirekt und zum Teil zum Ausdruck. Als erstes müsste das BIP wieder von Grund auf neu berechnet werden, da die letzte Untersuchung über die Grundlagen der Berechnung aus dem Jahr 1994 stammt, als der damalige Wirtschaftsminister Domingo Cavallo die Kommission für Lateinamerika der Vereinten Nationen (benannt CEPAL), mit dieser Arbeit beauftragte. Das Ergebnis war, dass das BIP etwa doppelt so hoch war, wie vorher angenommen worden war. Wobei, nebenbei bemerkt, enorm viel Unfug auf Grund jener notorisch falschen Zahl verzapft worden war. Das gleiche geschieht jetzt. Die Berechnung des BIP erfasst die strukturellen Änderungen, die seit 1994 eingetreten sind, nur zu geringsten Teil, die an erster Stelle die technologische Revolution herbeigeführt hat. U.a. stimmt es gewiss nicht, dass die Staatsquote auf bis zu 45% des BIP berechnet wird. Bei einem höheren BIP sinkt sie gewaltig, was jedoch nicht bedeutet, dass sie niedrig ist. Aber dann hören die Katastrophenprognosen auf, bei denen darauf hingewiesen wird, dass es bei dieser hohen Staatsquote keine Lösung für Argentinien gibt und eine neue Megakrise, mit Default und allem was sonst dazugehört, unvermeidlich ist.
Wenn man bestimmte Daten, in denen der Wohlstand zum Ausdruck kommt (Konsum verschiedener Güter, Pro-Kopf-Bestand von Telefonen, Kfz u.a. dauerhaften Gütern) in verschiedenen Ländern mit dem BIP pro Kopf vergleicht, gelangt man zum Schluss, dass das BIP in Argentinien viel höher sein muss. Auch vor dem Abwertungssprung, als mit einem BIP in Dollar von etwa u$s 550 Mrd. Dollar (u$s 12.500 pro Kopf) gerechnet wurde, stimmte dies nicht. Jetzt liegt der BIP-Betrag in Dollar noch viel niedriger, und stimmt somit noch viel weniger. Argentinien liegt, gemessen in Dollar mit vergleichbarer Kaufkraft, bei einem BIP von über u$s 20.000 pro Kopf. Dabei gibt es große Differenzen, weil die Einkommensverteilung sehr ungleich ist, wobei die Stadt Buenos Aires bestimmt über u$s 40.000 liegt, arme Provinzen wie Formosa und La Rioja hingegen unter u$s 10.000.
Das BIP stagniert seit vielen Jahren und ist angeblich, bezogen auf die Bevölkerung, zurückgegangen. 2018 betrug die Abnahme nach bisherigen Zahlen bis zu 3%. Aber die Mehrheit der Menschen lebt nicht unbedingt um 3% schlechter als 2017, weil sie ihre Konsumgewohnheiten geändert hat und sich der neuen Lage angepasst hat.
Halten wir folgende Änderungen fest:
- Beim Stromkonsum wird gespart. Luftkühlgeräte werden nicht mehr auf 18 Grad eingestellt (wo der Verbrauch viel höher ist als bei 24 Grad), Sparlampen LED werden eingesetzt, das Licht wird abgeschaltet, wenn man es nicht braucht, und die neuen Haushaltsgeräte verbrauchen allgemein weniger Strom. Auch beim Gas wird gespart.
- Bei den Gütern des täglichen Konsums hat ein betonter Übergang auf zweite Marken stattgefunden, die viel billiger sind und qualitativ im Grunde in Ordnung sind. Auch findet besonders bei Nahrungsmitteln ein Übergang auf billigere Güter statt.
- Beim Fleisch ist der Konsum von Rindfleisch schon stark zurückgegangen, von über 80 kg pro Kopf vor 40 Jahren auf knapp über 50 kg. Die Differenz wurde durch einen entsprechend höheren Konsum von Geflügel- und Schweinefleisch ausgeglichen. Rindfleisch wird sparsamer eingesetzt. In früheren Zeiten geschah dies über den “puchero”, bei dem billiges Rindfleisch verwendet wird, und dann das jeweils billigere Saisongemüse. Beim asado” ist der Rindfleischkonsum viel höher.
- Bei vielen dauerhaften Konsumgütern ist die Bevölkerung allgemein gut ausgestattet, so dass die Erneuerung keine Priorität hat. Das betrifft an erster Stelle Bekleidung, und dann Haushaltsgeräte. In einigen Fällen besteht eine Sättigung des Bedarfs, so bei Mobiltelefonen, bei denen der Bestand weit über der Bevölkerung liegt, so dass viele Menschen zwei Telefone haben müssen. Auch bei Automobilen besteht eine gewisse Sättigung, umso mehr als diese in den letzte Jahren besser und dauerhafter sind. Früher musste ein Motor vor den 100.000 km überholt werden, heute ist dies erst nach 200.000 km notwendig. Wenn die Menschen, die schon über all diese Objekte verfügen, davon Abstand nehmen, sich jetzt neue zu kaufen, erleiden sie keinen Wohlstandverlust. Selbstverständlich tragen die Lieferanten dabei einen Schaden, mit dem sie jedoch periodisch rechnen müssen.
Mehrere Änderungen haben schon lange vorher eingesetzt. Der Übergang auf das Flugzeug an Stelle vom Omnibus ist wirklich auffallend, wobei gesamthaft die Menschen in Argentinien viel mehr reisen, was sich mit der offiziell angegebenen BIP-Entwicklung nicht zusammenreimt. Die Zahl der Passagiere bei internen Flügen hat sich in 7 Jahren mehr als verdoppelt. Auch bei der Arbeit sind Änderungen eingetreten, an erster Stelle die zunehmende Heimarbeit, die der Computer und das Internet möglich gemacht haben. In vielen Fällen arbeiten Menschen zum Teil zu Hause und zum Teil im Büro. Und allgemein wird die Arbeit in den Unternehmen elastischer organisiert, als es der Gesamtarbeitsvertrag und das Gesetz vorsehen. Gelegentlich wird auch die Regierung davon Kenntnis nehmen.
Die Rezession, die im April 2018 sanft einsetzte und sich ab Juni vertieft hat, hat dazu geführt, dass viele kleinere und mittlere Unternehmen (sogenannte Pymes) geschlossen haben. Das ist gewiss bedauerlich. Doch ein Teil davon gehört bestimmt in die Kategorie der “kreativen Zerstörung”, auf die der Ökonom Josef Schumpeter seinerzeit hingewiesen hat. Das bedeutet, dass diese Unternehmen anderen Platz lassen, die effizienter sind. In der Tat sind viele Branchen in Argentinien überbesetzt, besonders der Einzelhandel, aber auch die Immobilienmakler. Mit weniger Unternehmen erhalten die verbleibenden eine gesündere Existenzgrundlage. Wenn die Rezession vorüber ist, was voraussichtlich in den kommenden Wochen zunehmend eintreten wird, wird man sich erst der Tatsache bewusst sein, dass sich Vieles grundlegend geändert hat, und diese Änderungen auch zur neuen Aufschwungphase beigetragen haben.